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Öffentlichkeit und Privatheit -  
Grenzverschiebungen in der modernen 

Kommunikationsgesellschaft

Die Existenz eines öffentlichen Raums hat für die Konstruktion von demokrati­
scher Selbstbestimmung einer freien Gesellschaft politischer Bürger eine zentrale 
Bedeutung. Einerseits konstituiert sich eine Gesellschaft erst in öffentlichen Räumen; 
erst hier wird die Interaktion der politischen Subjekte beobachtbar. Andererseits sind 
die Kommunikationsprozesse in diesem Raum für die Legitimation, Steuerung und 
Rückbindung des staatlichen Handlungssystems von zentraler Bedeutung.1

Öffentlichkeit kann insofern als Raum mit besonderen, für die Idee der Moderne 
kennzeichnenden Kommunikationsstrukturen begriffen werden. Staatlichkeit lässt 
sich als „dahinter“ liegender, Privatheit als „davor“ oder als „außerhalb“ liegender 
Bereich begreifen.2 Öffentliche Räume -  und damit auch die Grenzziehung zwischen 
Öffentlichkeit und Privatheit -  sind Ausdruck sozialer Konstruktion. In dieser Kon­
struktion fließt ein ganzes Bündel funktionaler Erwartungshaltungen zusammen: Es 
geht um Legitimation, um gesellschaftliche Integration, aber auch um politisch­
demokratische Diskursivität -  also um Aktion. Die inneren Strukturen eines öffentli­
chen Raums sind ebenso wie seine äußeren Grenzen nicht statisch. Sie sind Ausdruck 
sozialer Traditionen und politisch-kultureller Anschauungen -  insofern tief verwur­
zelt, teilweise anthropologisch radiziert, immer über Theoriebildung und kulturelle 
Praxis verfestigt. Sie sind aber nicht unabänderlich. Dies gibt Anlass dazu, Verände­
rungen nicht vorschnell als Gefährdungsprozess zu deuten. Wer sich vor Augen hält, 
wie sich öffentliche Räume von der Zeit der Kaffeehäuser zur Welt der modernen 
Massenmedien verändert haben, wird in der Entstehung des Internets eine Herausfor­
derung begreifen, nicht aber automatisch und vorschnell eine Verlustgeschichte erzäh­
len.

1 D ie Freiheitlichkeit der Interaktions- und Kom m unikationsprozesse ist nicht nur äußere Bedingung für die 

Entstehung einer solchen Gesellschaft, sondern ihr eingeschriebenes Wesensmerkmal. Erst aus einer freien 

Ö ffentlichkeit kann sich eine politische Gesellschaft konstituieren; und erst aus dieser Öffentlichkeit heraus 
kann eine Steuerung und Kontrolle erfolgen, die es rechtfertigen, die Entscheidungen im  politischen  

H andlungssystem  der A utorenschaft der Bürger zuzuschreiben.
2 Natürlich lag in der Vorstellung getrennter Räume (Staat -  Ö ffentlichkeit -  Privatsphäre) immer schon  

(auch im 19. Jahrhundert) eine Idealisierung. Ein radikales Trennungsdenken ist durch die Entstehung vielfälti­
ger Verschränkungen offensichtlich hinfällig. D er funktionale Eigenwert und die normative Bedeutung der 

Idee der Unterscheidbarkeit verschiedener Räume sind aber ungebrochen.
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Wer sich dieser Herausforderung rechtspolitisch stellt, wird zunächst und vor 
allem darauf dringen, dass die normativen Prinzipien, die in der Konstruktion öffentli­
cher Räume zur Ermöglichung von Freiheit und Selbstregierung der Mitglieder einer 
politischen Gemeinschaft zum Tragen kommen, auch in der neuen Welt durchgesetzt 
werden. Dies gilt sowohl für die gleiche Zugänglichkeit öffentlicher Räume als auch 
für die Sicherung der je individuellen Kontrolle darüber, welche persönlichen Angele­
genheiten in öffentlichen Räumen be- und verhandelt werden.3

Man sollte die Schwierigkeiten, die sich bei der Bewältigung dieser Aufgabe stellen, 
nicht unterschätzen. Weiterhin ist die staatsrechtliche Beschäftigung mit den normati­
ven Prinzipien der Strukturierung öffentlicher Räume erstaunlich unterentwickelt. Die 
Legitimationsfunktion dieser Räume wird meistens stärker akzentuiert als die Integra­
tions-, die Handlungs- und die Steuerungsfunktion. Die Staatsangehörigkeit und das 
Wahlrecht bilden Institutionen, die die Beschäftigung mit dem kommunikativen Ge­
schehen in öffentlichen Räumen in den Hintergrund treten lassen. Nur das Rundfunk­
verfassungsrecht bildet hier eine Ausnahme. Zudem liegt dem staatsrechtlichen Ver­
ständnis die Annahme routinierter Öffentlichkeit zugrunde, das die Geschehnisse und 
Prozesse allenfalls teilweise erfassen kann. Es hat für Erscheinungen einer aktivierten 
Öffentlichkeit keinen Platz und betrachtet diese eher als Fremdkörper und als Ano­
malie denn als gleichwertige Form öffentlicher Kommunikation. Vor diesem Hinter­
grund sind dem Staatsrecht normative Maßstäbe, mit denen auf die Veränderungen der 
Internetwelt zu reagieren ist, allenfalls auf hohem Abstraktionsniveau verfügbar.

Instrumenten ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, dass das Recht zwar 
durchaus in der Lage wäre, bewährte Kommunikationsstrukturen und Gegebenheiten 
in öffentlichen Räumen vor Veränderungsdruck zu schützen. Um der Sicherung der 
Freiheit des kommunikativen Geschehens willen darf sich das Recht aber nicht darauf 
einlassen, öffentliche Räume vollständig durchzustrukturieren. Das Recht kann nor­
mative Grundbedingungen schützen, es darf aber weder petrifizieren noch Kommuni­
kationsprozessen die notwendige Offenheit rauben.

Es kommt ein Weiteres hinzu. Die kommunikativen Möglichkeiten, die sich im vir­
tuellen Raum eröffnen, bergen Freiheitspotentiale in sich, wie sie bis vor nicht allzu 
langer Zeit kaum vorstellbar waren. In ihnen liegt eine Ermächtigung, die mit einem 
ungeahnten Zuwachs demokratischer Selbst- und Mitbestimmungsmöglichkeiten 
einhergeht. Es ist nicht verwunderlich, dass sich die kulturellen Leitmuster zweckmä­
ßigen Verhaltens in den neu entstandenen Räumen erst schrittweise herausbilden. Der 
Optimist wird darauf verweisen, dass die Herausbildung derartiger Muster Zeit benö­
tigt. Der Pessimist wird demgegenüber die Gefahr sehen, dass die technische Entwick­
lung so schnell voranschreitet, dass es zu einer unwiderbringlichen Zerstörung norma­
tiv grundlegender Maßstäbe und Praktiken kommen wird. Er wird die Gefahr eines 
unvernüftigen Freiheitsgebrauchs hervorheben, vor der Unüberschaubarkeit und 
Unabsehbarkeit der Folgen warnen, vor allem aber darauf verweisen, dass die Folgen

3 D iese Frage ist zunächst eine Entscheidung, die der individuellen Entscheidung unterliegt. A llerdings kann 

in einem politischen System der Bereich (begrenzt) politisiert werden (Verhältnisse in der Ehe etc.).
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unvernünftigen Verhaltens in digitalen Räumen viel dauerhafter sind als in der realen 
Welt, ja vielleicht gar nicht mehr ausradiert werden können.

Man kann aber nicht nur über die Bewertung der für den einzelnen nunmehr ver­
fügbaren Freiheitssphäre und die darin liegenden Gefahren streiten. Auch aus der 
Sicht eines institutionell-demokratischen Verständnisses öffentlicher Räume bestehen 
Chancen und Gefahren. Ich möchte auf vier Problemkreise hinweisen:

1) Jeder hat heute das Recht und die Möglichkeit, Ausschnitte aus seinem Leben in 
der Öffentlichkeit zu thematisieren und zu präsentieren. Die diesbezügliche Entschei­
dungsgewalt liegt nicht mehr bei den Medien, sondern ist in die Sphäre der Einzelnen 
gerückt. Zugleich ist die Verantwortung für die Folgen einer Selbstinszenierung auf 
den Einzelnen verlagert worden -  mit der Folge, dass dessen (vor allem: unvernünfti­
ge) Entscheidung seinerseits „berichtswürdig“ sein kann. Das Hineindrängen dieser 
Kommunikationsprozesse in den öffentlichen Raum ändert dessen Struktur. Eine 
Verfaserung politscher Diskurse ist zu befürchten, ebenso eine Verdrängung der für 
die Steuerung und Rückbindung des politischen Handlungssystems wesentlichen dis­
kursiven Prozesse durch die Imperative der ganz andersartig ausgerichteten Medien­
konsumwünsche.

2) Zu beobachten ist auch ein Verlust der Definitions- und Steuerungsfunktion bür­
gerlicher Normen. Die Wertvorstellungen und Anschauungen darüber, was in die 
Öffentlichkeit „gehört“ und was privat zu bleiben hat, lösen sich auf. An ihre Stelle 
tritt die Verhandlung von Interessen -  einerseits des Inszenierungsinteresses, des Inte­
resses am Aufmerksamkeitsgewinn, vielleicht auch des Interesses an der Erlangung des 
Status als „celebrity“, andererseits des kommerziellen Verbreitungs- und Ausschlach­
tungsinteresses, das auch die manipulative Verleitung zur Selbstinszenierung beinhal­
ten kann. Damit wird Privatheit zu einem handelbaren Gut, zu einem Bereich, in den 
Einblicke gestattet werden, wenn ein hinreichender Gegenwert erwartet wird (Kom­
fort, Effizienz, Geld, Freundschaft etc.). An die Stelle einer konventionell definierten 
statischen Tabusphäre treten ökonomisch geprägte fluide Lagen. Zugleich ändert sich 
das Auswahlkriterium, nach dem sich bestimmt, welche Informationen in den öffentli­
chen Raum eindringen. Es ist nicht mehr die demokratisch-politische „Werthaltig- 
keit“, sondern die Auswahlkriterien einer Aufmerksamkeitsökonomie. Von Seiten der 
Medien wird dieser Wandlungsprozess teils aufgenommen, teils auch aktiv gefördert. 
Es ist eine Umstellung des Medienethos zu beobachten, die an die Stelle einer 
gesamtgesellschaftlichen Verantwortungshaltung die Orientierung an den Imperativen 
einer eher kurzlebigen Aufmerksamkeitsökonomie treten lässt. Ich beobachte hier, 
ohne zu kritisieren. Denn es sind ja nicht finstere Verschwörungsabsichten, die diesen 
Wandel vorantreiben, sondern die Konsumwünsche der Adressaten, die sich nur zu 
gerne ihren Erregungsgefühlen und ihrem Moralisierungs- und Skandalisierungstrieb 
hingeben. Im Zuge dieses Wandlungsprozesses erfährt die Privatsphäre eine grund­
sätzlich neue Definition. Sie wird zu einer verhandelbaren, in ihrem konkreten Gehalt 
hochgradig individualisierten Sphäre. Ihre Grenze wird nicht konventional festgelegt, 
auch nicht einseitig bestimmt, sondern im Zuge von Aushandlungsprozessen definiert. 
Persönlichkeitsschutz sollte sich insofern von der Vorstellung des Schutzes statischer



8 Martin Nettesheim

Sphären lösen und auf die Sicherung der Fairness des Verhandlungsprozesses und der 
Ausgewogenheit der Ergebnisse abstellen.

Andererseits geht es um die Frage, ob er nicht zu einer Zerstörung der fragilen 
Strukturen und Prozesse öffentlicher Deliberation führt. Wie kann demokratische 
Steuerung und Rückkopplung bewirkt werden, wenn öffentliche Kommunikations­
prozesse von aufmerksamkeitsökonomischen Maximen getrieben werden?4

3) Demokratietheoretisch ist in der Konstruktion eines öffentlichen Raums die 
Existenz freier und autonomer Subjekte vorausgesetzt, die sich mit ihren Anliegen in 
den öffentlichen Diskurs einbringen und dort um die Definition des Gemeinwohls 
ringen. An der Kaffeehausrunde der diskutierenden Bürger konnte potentiell jeder 
teilnehmen; es zählte nicht die Person, sondern das Argument. Auch die Idee einer 
massenmedialen Demokratie, wie sie lange Phasen des 20. Jahrhunderts prägte, war 
gerade von der Idee des entindividualisierten (und deswegen: egalitäten) Akteurs 
geprägt. In dem sich heute herausbildenden öffentlichen Raum muss sich das Indivi­
duum demgegenüber, um überhaupt noch Gehör zu finden, zum Kommunikationsob­
jekt machen (lassen). In dem Stimmengewirr wird nur der gehört werden, der nach 
den Gesetzen der Aufmerksamkeitsökonomie auf Interesse stößt. Das Interesse kann 
der fachlichen Kompetenz und Lebensleistung geschuldet sein („Habermas“ - Kons­
tellation). Es kann dem Charme, dem Charisma oder der Herkunft des Objekts ge­
schuldet sein („Guttenberg“ - Syndrom). Es kann aber auch einem Wunsch nach Insze­
nierung von Peinlichkeit zu verdanken sein (,,C-Promi“-Syndrom). Der Wandel zum 
sich selbst inszenierenden Objekt wird in virtuellen Räumen dadurch erleichert, dass 
dort ein Gefühl anonymisierter A-Subjektivität bestehen kann, wie es dies bei der 
Kommunikation im Angesicht zu Angesicht nie der Fall wäre. Offenkundig verändern 
sich damit die Muster repräsentativer Demokratie. Die Entindividualisierung und 
Egalisierung, die in der Konzeption moderner repräsentativer Flächendemokratie 
erfolgt, wird tendenziell rückgängig gemacht, vielleicht sogar aufgehoben. Die egali­
täre Gleichheit der Bürger im demokratischen Diskursprozess wird in Frage gestellt. 
Die Transformation der Einzelwillen zum Gemeinwillen wird neu strukturiert.

4) Ich möchte noch einen vierten Punkt ansprechen. Auch für die staatlichen Hand­
lungsakteure ist der Wandlungsprozess nicht ohne Bedeutung. Die Steuerungs- und 
Rückkopplungsleistung, die von einem öffentlichen Diskursprozess ausgeht, der vom 
Gemeinwohlstreben politischer Bürger geprägt wird, ist offenkundig eine andere als 
die Orientierungsleistung, die ein von den Gesetzen der Aufmerksamkeitsökonomie 
geprägter Raum zu erbringen vermag. In der Bundesrepublik hatte sich ein Zusam­
menspiel repräsentativer Entscheidungsprozesse und routinierter Öffentlichkeit her­
ausgebildet, das der Politik ein erhebliches Maß eigenverantwortlicher Gestaltung 
ermöglichte. Es erscheint nicht ohne Ironie, dass die neue -  tendenziell weniger politi­
sche -  Öffentlichkeit keine Freisetzung und keine Eröffnung von Handlungsspielräu­
men bewirkt, sondern umgekehrt Ressourcen in Beschlag zu nehmen und eine Entpo­
litisierung des politischen Handlungsraums zu bewirken scheint. Erleben wir die

[ W ichtig ist zudem , dass die Vorstellung strikter Sphärentrennung aufgegeben w erden muss.
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Umstellung auf eine Stimmungs- und Stimmendemokratie, in der an die Stelle der 
repräsentativen, in sich ruhenden Entscheidungsfindung die jeweilige Akklamation 
gesucht wird? Werden vormals verantwortlich-repräsentativ regierende Politiker zu 
Verwaltern von Macht, die nach der jeweiligen Stimmungslage entscheiden?

Es ist nicht die Aufgabe einer Einführung, auf diese Fragen Antworten zu geben. 
Ich will mich mit der Feststellung begnügen, dass repräsentativ entscheidende Amts­
träger heute mit einem Umfeld konfrontiert sind, das die überkommenen Entschei­
dungsroutinen wesentlich verändern wird. Für das Recht geht es darum, zu entschei­
den, wie es auf diese Veränderungen reagieren will: Soll es sich dem Schutz und der 
Garantie von Praktiken widmen, die einmal sozial-kulturell konsentiert waren, heute 
aber in der Auflösung begriffen sind? Wenn ja: Nach welchen Standards soll es dabei 
vorgehen? Oder soll sich das Recht einer vorschnellen Konservierung vergangener 
Erfahrungen enthalten und -  im Sinne der Ermöglichung eines trial and error -  der 
gesellschaftlichen Praxis die Sammlung von Erfahrungen überlassen? Selbst wenn man 
nicht einen naiven Glauben in die Problemlösungsfähigkeit der Technik selbst hegt, 
könnte es für das Recht sinnvoll sein, erst einmal zu beobachten.

Wir werden in den kommenden Stunden darüber diskutieren, wie man sich diesen 
Fragen stellen sollte. Der sich ändernde öffentliche Raum, seine Abgrenzung zum 
Reich des Privaten und seine Verkopplung mit dem Staatlichen werden aus verschie­
denen Perspektiven betrachtet werden: Herr Kollege Di Fabio wird sich den Wand­
lungserscheinungen aus der demokratietheoretischen Sicht widmen, Frau Kollegin 
Thimm wird die gesellschaftstheoretische Perspektive einnehmen, Frau Abgeordnete 
Rößner die Sichtweise einer Akteurin im politischen Handlungssystem. Morgen wird 
es darum gehen, wie das Individuum die Entscheidung darüber bewahren kann, ob 
und wie es sich in der Öffentlichkeit präsentiert bzw. präsentiert wird. Herr Kollege 
Schertz wird den Persönlichkeitsschutz, Herr Dr. Stentzel den Datenschutz in den 
Blick nehmen. Herr Dr. Schmid wird sich schließlich mit der Funktion und der Ver­
antwortung des Rundfunks in der „neuen Öffentlichkeit“ befassen. Ich danke den 
Rednerinnen und Rednern ganz herzlich dafür, unserer Einladung nachgekommen zu 
sein, ebenso, meine Damen und Herren, für Ihr Interesse. Ich freue mich auf zwei 
sicherlich spannende Tage.


